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Nun darf die Ukraine Beitrittskandidat der EU werden. Vorausgesetzt, beim 

nächsten Europäischen Rat stimmen alle Mitglieder zu. Doch da könnten wir 

noch Überraschungen erleben, wenn man an die bereits mehrfach praktizierten 

Störfeuer aus Ungarn denkt. Dann wäre das Gastgeschenk, das Macron, Scholz 

und Draghi bei ihrer Reise nach Kiew mitgebracht haben, plötzlich wertlos. Der 

Besuch der drei „Appeasement*-Politiker“ hinterlässt dort ohnehin einen faden 

Beigeschmack. Aus Selenskyis Sicht kamen da die Runde der Verzagten aus 

dem „alten Europa“: Einer, der Putin nicht demütigen will, einer, der „auch 

Waffen“ verspricht und deren Lieferung verzögert und einer, der Friedenspläne 

schmiedet, ohne sie mit dem Angriffsopfer zu besprechen. Es half ebenso 

wenig, dass in letzter Minute der farblose Johannis aus Rumänien als 

„osteuropäisches Feigenblatt“ auf den Zug nach Kiew sprang. Wieso, so fragen 

sich politische Beobachter, reiste Scholz nicht mit den Teilnehmern des – mit 

vielen Lobreden bedachten – „Weimarer Dreiecks“ gemeinsam nach Kiew, 

wenn er sich nicht alleine traut? Frankreich, Polen und Deutschland, das wäre 

ein politisch repräsentativer Querschnitt gewesen, der nicht zur weiteren 

Spaltung Europas beiträgt. Europäisch zu denken und zu handeln, warum ist 

das bloß so mühsam? 

In Kiew kursiert schon länger das Gerücht, dass es eine informelle Vereinbarung 

zwischen Scholz und Putin gebe. Im Kern geht es darum, dass Putin Kanzler 

Scholz versprochen hat, an der Grenze der Donbass-Region den Angriff zu 

stoppen. Deutschland würde schwere Waffen erst liefern, wenn der russische 

Angriff weiter fortgesetzt wird. Das meinte vermutlich Selenskyi, als er kürzlich 

in einem ZDF-Interview mit Blick auf Scholz vom „politischen Spagat“ sprach. 

Scholz kennt diese Gerüchte, vielleicht handelt es sich um lancierte 

Unterstellungen. Er dementiert sie aber nicht, lässt das Publikum lieber im 

Unklaren. So hinterlässt seine Haltung zum Ukraine-Krieg permanent einen 

diffusen Eindruck, undurchsichtig und verschwommen. Der Kanzler begreift 

nicht, dass die Menschen gerade in Extremsituationen von ihrer Regierung 

einen klaren Kurs erwarten. Entweder: Deutschland bleibt konsequent und 

liefert auch in diesem Fall keine Waffen in Krisengebiete. Außerdem ist die 

Ukraine kein NATO-Mitglied. Oder: Wir liefern alle notwendigen wirksamen 

Waffen, weil es in diesem Krieg um Europas Freiheit, Demokratie und 

Unabhängigkeit geht. Stattdessen diskutieren wir in nahezu jeder Talkshow 

über Waffenbeschaffung, Scholz zählt im Bundestag jede gelieferte Patrone auf 



und seine Verteidigungsministerin nennt ständig andere Begründungen, warum 

„das schwere Gerät“ noch nicht in der Ukraine angekommen ist. Diese 

öffentliche Diskussion ist vollkommen unverantwortlich, wenn der Gegner 

Putin heißt. Der Kriegsherr im Kreml wird sich köstlich amüsieren. 

Der deutsche Nebelkurs verursacht besonders in Kiew (aber auch europaweit) 

ein tiefes Misstrauen gegenüber der Bundesregierung, es konnte auch mit 

diesem Besuch nicht ausgeräumt werden. Fast noch schwerer wiegt, dass die 

unmittelbar bedrohten Nachbarn, die Balten, Polen und andere, sich nicht 

einbezogen fühlen von dieser Art selektiver Diplomatie. Sie haben – aufgrund 

ihrer Geschichte in den letzten 70 Jahren - schneller begriffen, dass es 

keineswegs um die Frage geht, ob die Ukraine als Land diesen Krieg nicht 

verliert oder gewinnt oder…. Für sie (und alle Europäer geht) geht es dabei um 

fundamentale Prinzipien, den Erhalt von Freiheit und Demokratie. Die sinkende 

Zustimmung in Deutschland für die Lieferung von Waffen an die Ukraine lässt 

daran zweifeln, ob hierzulande diese substanzielle Bedrohung erkannt wird. 

Putin wird nicht ernst genommen, vermutlich erst dann, wenn seine Truppen 

an der Oder stehen? Mit solch selbstbezogenen Ansichten wird Europa im Stich 

gelassen. Und Putin kommt seinem Ziel, die EU politisch zu spalten, wieder 

einen Schritt näher. 

*Appeasement-Politik (Beschwichtigungspolitik) betrieb der brit. Premier 

Neville Chamberlain (1937-1940) gegenüber Nazi-Deutschland, s. Münchner 

Abkommen, das wenig später von Hitler gebrochen wurde. 

 


